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So soll sie aussehen, die neue Bibliothek der Justus-Liebig-Universität Gießen auf dem Campus des Philosophikums. Gestern hat die Uni-
versitätsleitung den architektonischen Siegerentwurf vorgestellt. Spätestens ab 2023 könnten Studierende dort zum ersten Mal lernen,

die Kosten sollen sich auf etwa 37 Millionen Euro belaufen. Mehr dazu lesen Sie auf Seite 21. (Grafik: Architekturbüro Max Dudler)
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Weltweite Solidarität gefordert
UN-Generalsekretär prangert ausbleibende Hilfe der reichen Staaten in Flüchtlingskrise an

Genf/Wien (dpa). Die Vereinten Nationen
(UN) haben an wohlhabende Länder appel-
liert, zusätzlich beinahe eine halbe Million
syrische Kriegsflüchtlinge aufzunehmen.
UN-Generalsekretär Ban Ki Moon drang auf
eine Entlastung der Nachbarländer des Bür-
gerkriegsstaates. Zugleich rief er gestern bei
einer Konferenz in Genf zur Schaffung zu-
sätzlicher Wege für eine legale Migration
auf. Österreich kündigte derweil Asyl-
Schnellverfahren an seinen Grenzen an, um
einem etwaigen neuen Andrang von Flücht-
lingen zu begegnen.

Bislang sind nach UN-Angaben mehr als
4,8 Millionen Syrer in die Türkei, in den Li-
banon, nach Jordanien, Ägypten sowie in den
Irak geflohen. Hunderttausende hatten sich
vergangenes Jahr zusammen mit weiteren
Schutzsuchenden aus anderen Krisenstaaten
über die Türkei, Griechenland und die soge-
nannte Balkanroute auf nach Westeuropa ge-
macht, um dort Aufnahme zu finden. Doch
abgeriegelte Grenzen versperren ihnen in-
zwischen den Weg, Zehntausende stecken in
Griechenland fest.

Die EU hatte Mitte März mit der Türkei
ein Abkommen geschlossen, das unter ande-
rem vorsieht, dass illegal nach Griechenland
übergesetzte Flüchtlinge ab dem kommen-
den Montag in die Türkei zurückgebracht

werden. Schätzungen zufolge könnten von
dort im Gegenzug bis zu 72000 Syrer legal in
die EU kommen. Es gibt noch einige offene
Fragen zur Rechtmäßigkeit und Organisation
der Rückführungen, die Bundesregierung
rechnet dennoch damit, dass das Vorhaben
umgesetzt werden kann.

Verzweifelte Menschen in Lagern

Wenige Tage vor Beginn der Rückführun-
gen macht sich bei den Menschen in den
Flüchtlingslagern auf der griechischen Insel
Lesbos Verzweiflung breit. Auf Transparen-
ten am Zaun des Lagers bei Moria stand:
»Tötet uns hier, aber schickt uns nicht in die
Türkei zurück.« Im »Hotspot« auf Chios und
im Lager von Idomeni gerieten die Menschen
untereinander und mit der Polizei aneinan-
der. Derzeit halten sich in dem Land mehr
als 50000 Flüchtlinge und Migranten auf.

Der Flüchtlingszustrom über die Ägäis hat
in den vergangenen 24 Stunden deutlich zu-
genommen. Insgesamt setzten 766 Migranten
aus der Türkei zu den griechischen Inseln
über, teilte der griechische Stab für die
Flüchtlingskrise am Mittwoch mit.

UN-Generalsekretär Ban sprach mit Blick
auf den Syrien-Krieg von der »größten

Flüchtlings- und Vertreibungskrise unserer
Zeit«. »Das macht eine exponentielle Steige-
rung der weltweiten Solidarität erforder-
lich.« All jene Länder, die dazu in der Lage
seien, sollten entsprechende freiwillige Bei-
träge leisten, sagte er bei der Genfer Sonder-
konferenz zur gerechteren Verteilung syri-
scher Flüchtlinge. Er rief dazu auf, den
Nachbarländern Syriens wenigstens zehn
Prozent der Kriegsflüchtlinge abzunehmen.
Bislang seien nur 178000 Plätze zur zusätz-
lichen Aufnahme syrischer Flüchtlinge zuge-
sagt worden.

Deutschland wurde bei der Konferenz ne-
ben Norwegen und Kanada als Vorbild einer
humanitären und großherzigen Flüchtlings-
politik gewürdigt. Österreichs Bundeskanz-
ler Werner Faymann (SPÖ) hingegen rief
Deutschland erneut auf, klarere Signale zu
senden. Die deutsche Haltung, einerseits im
Grunde an der Willkommenspolitik festhal-
ten, andererseits aber die Flüchtlinge nicht
mit Transitvisa bis in die Bundesrepublik
ausstatten zu wollen, hänge wie ein »Damo-
klesschwert« über Fragen der legalen und il-
legalen Einreise. Wenn Deutschland einige
Hunderttausend Flüchtlinge aufnehmen
wolle, sei das seine Sache. »Aber dann müs-
sen sie sie von dort holen, wo die Menschen
sind, bevor sie eine illegale Reise antreten.«

Arme haben geringere
Lebenserwartung

Berlin (dpa). Menschen mit wenig Geld
sterben in Deutschland im Schnitt deutlich
früher als reiche. Die Lebenserwartung
liegt in struktur- und einkommensschwa-
chen Regionen erkennbar niedriger als in
wohlhabenden Gegenden, wie eine Daten-
Auswertung der Bundestagsabgeordneten
Sabine Zimmermann von der Linkspartei
zeigt. Die Hessen rangieren bei der Lebens-
erwartung bundesweit im Mittelfeld. 78,7
Jahre ist die mittlere Lebenserwartung hes-
sischer Männer, 83,0 Jahre die der Frauen.

Negativ betroffen sind weite Teile Ost-
deutschlands und Teile des Ruhrgebiets, des
Saarlands und Frankens. In einer Antwort
auf eine Anfrage Zimmermanns betont das
Gesundheitsministerium: »Zahlreiche Maß-
nahmen der Bundesregierung zielen auf ei-
ne Verbesserung der gesundheitlichen
Chancengleichheit.« Mit dem 2015 in Kraft
getretenen Präventionsgesetz würden die
Krankenkassen verpflichtet, gezielt Leis-
tungen zur Gesundheitsförderung und Prä-
vention zu erbringen. Hingegen argumen-
tierte Zimmermann, Armut und damit
schlechte Gesundheit würden von Genera-
tion zu Generation weitergegeben. (Seite 4)

Warnung aus Den Haag
Terrorzelle plante möglicherweise Attentat auf belgischen Premier

Brüssel/Den Haag (dpa). Die Brüsseler
Terrorzelle könnte laut Medienberichten
auch ein Attentat auf den belgischen Pre-
mierminister Charles Michel geplant haben.
Eine gute Woche nach den Anschlägen mit
zusammen 32 Toten am Brüsseler Flughafen
und in der U-Bahn tauchen weitere Infor-
mationen über frühzeitige Warnungen auf.

Auf der Festplatte eines sichergestellten
Computers seien Pläne und Fotos vom Amts-
sitz und einer Wohnung des liberalen Regie-
rungschefs entdeckt worden, berichteten
mehrere Zeitungen übereinstimmend. Ein
Regierungssprecher bestätigte »De Tijd«,
»L’Echo« und »Le Soir« lediglich, es gebe für
die Gebäude seit einiger Zeit besonders
strenge Sicherheitsvorkehrungen.

Der Computer mit den Fotos und Plänen
war nach den Anschlägen am Dienstag ver-
gangener Woche in einem Müllbehälter nahe
einem Unterschlupf der Terrorzelle gefun-
den worden. Die Staatsanwaltschaft hatte
bereits bestätigt, dass sich auf dem Rechner
auch eine Art Testament des Selbstmordat-
tentäters Ibrahim El Bakraoui befand. Er

werde »überall gesucht«, notierte El Ba-
kraoui vor seiner Terrortat, und sei deshalb
»in Eile«. In Den Haag wurde gestern deut-
lich, dass die Niederlande bereits eine Woche
vor den Attentaten von der NewYorker Poli-
zei über den gefährlichen Hintergrund der
Brüder Bakraoui informiert wurden. Ibra-
him sprengte sich am Flughafen in die Luft,
Khalid in der U-Bahn.

Außerdem seien die Niederlande darüber
informiert worden, »dass beide Brüder von
den belgischen Behörden gesucht werden«,
teilte Justizminister Ard van der Steur dem
Parlament mit. Einen Tag später, am 17.
März, sei dies auch bei Gesprächen zwischen
niederländischen und belgischen Polizei-
diensten geäußert worden.

Ein vor einer Woche in Paris festgenomme-
ner Franzose soll zu einem Terrornetzwerk
gehören, das mit einem großen Waffenarse-
nal kurz vor einem schweren Anschlag
stand. Es sei bislang allerdings noch kein
klares Ziel identifiziert worden, sagte der
Anti-Terror-Staatsanwalt François Molins
am Mittwochabend.
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CDU in Baden-Württemberg
für Gespräche mit Grünen

Stuttgart (dpa). Die baden-württember-
gische CDU will mit den Grünen über ein
gemeinsames Regierungsbündnis verhan-
deln. Der Parteivorstand stimmte gestern
für die Aufnahme von Koalitionsverhand-
lungen. Die CDU wäre erstmals in ihrer
Geschichte Juniorpartner in einem Bündnis
mit den Grünen. Es würde vom bisherigen
Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann
geführt. In Baden-Württemberg ist Grün-
Schwarz die letzte Möglichkeit, eine stabile
Regierung zu bilden. Bei der Landtagswahl
am 13. März hatten die Grünen erstmals in
Deutschland die CDU als stärkste Kraft
überholt. (Seite 4)

Hollande gibt
Verfassungsreform auf

Paris (dpa). Nach monatelangem Streit
hat Frankreichs Präsident François Hollan-
de die Verfassungsänderung zur Ausbürge-
rung von Terroristen aufgegeben. Er stelle
fest, dass kein Kompromiss zwischen Na-
tionalversammlung und Senat abzusehen
sei, sagte Hollande gestern. Nach Gesprä-
chen mit den Vorsitzenden der beiden Par-
lamentskammern habe er beschlossen, die
Debatte zu beenden. Die Verfassungsreform
war ein zentraler Teil der französischen Re-
aktion auf die Pariser Anschläge vom 13.
November. Das Projekt, verurteilten Terro-
risten die Staatsbürgerschaft aberkennen
zu können, stieß in seinem Lager aber auf
Bedenken. Justizministerin Christiane Tau-
bira trat deshalb zurück.

EU will im Mautverfahren
Gangart verschärfen

Brüssel/Berlin (dpa). Im seit Monaten
schwelenden Streit um die Rechtmäßigkeit
der Pkw-Maut in Deutschland will die EU-
Kommission ihre Gangart verschärfen. Die
Behörde dürfte Ende April den nächsten
Schritt im laufenden Verfahren wegen Ver-
letzung von EU-Recht tun, wie die Deut-
sche Presse-Agentur gestern in Brüssel er-
fuhr. Geplant ist, dass sie auf eine erste
Antwort der Bundesregierung reagiert und
Änderungen fordert. Lenkt Berlin nicht ein,
könnte Deutschland danach verklagt wer-
den. Verkehrsminister Alexander Dobrindt
(CSU) will eine rasche Klärung und hatte
mangelndes Tempo der Kommission kriti-
siert. Dobrindt sagte gestern der dpa: »Die
Brüsseler Eurokratie blockiert seit Mona-
ten.« Es sei inakzeptabel, dass die Kommis-
sion bisher kein begründetes Mahnschrei-
ben geschickt habe.
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